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Am 1. Mai 2024 feierte Con-
vergent Media Consulting sein 
zehnjähriges Bestehen. Glückli-
cherweise bewahrheitete sich der 
Wunsch des ersten Mandanten 
nicht, dass ich „in den nächsten 

zwei bis drei Jahren keine weiteren Mandan-
ten suchen sollte“. Ich bin sehr erfreut, dass es 
anders kam. So hatte ich die Chance, mit den 
unterschiedlichsten Medien-, Technologie- und 
Telekommunikationsunternehmen in Europa, 
den USA und dem Nahen Osten zusammenzu-
arbeiten. Dabei konnte ich sie als Berater oder 
interimistischer Manager leidenschaftlich, er-
fahren und sachkundig auf ihrem Transforma-
tionspfad in dynamischen Märkten begleiten. 
Die strategischen, medienpolitischen, regulato-
rischen und technischen Herausforderungen der 
andauernden Transformation und Konvergenz 
sind ebenso facettenreich und komplex wie die 
an Convergent Media Consulting herangetra-
genen Aufgaben. Ich bin sehr dankbar für das 
meinem Netzwerk und mir bis heute entgegen-
gebrachte Vertrauen und freue mich auf den 
Beginn des nächsten Mandats im Juni 2024. 

Dieie Zukunft bleibt spannend, dies zeigen 
die beiden Beiträge dieser Ausgabe. In Deutsch-
land deutet das Niveau der medienpolitischen 
Debatte darauf hin, dass weder die Rundfunk-
kommission der Länder noch ihr „Zukunfts-
rat“ oder der „Kronberger Kreis“ vor Erstellung 
ihrer Reformagenden eruiert haben, was der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk künftig leisten 
soll und an welchem Zielbild diese Medienhäu-
ser ihre Transformations- und Reformvorhaben 
ausrichten sollen. Der insbesondere in Deutsch-
land populistisch erhobene Vorwurf mangelnder 
Reformbereitschaft und fehlendem Willen zur 
Kostensenkung ignoriert die seit Jahren vor-
liegenden, von der Medienpolitik folgenlos zur 
Kenntnis genommenen Berichte zu Gemein-
schaftseinrichtungen, IT-Einsparungen und 
mehr. Unbekannt scheint auch, dass öffentlich-
rechtliche Sender selbst ohne politische Ziel-
vorgaben Personal abbauen, Kosten optimieren 
und bei der Transformation vom Broadcaster 
zur Medienplattform zusammenarbeiten, wie 
wir aus eigener Erfahrung wissen. Die Gene-
se des ORF-Gesetzes oder die Entscheidung 
in der Schweiz, das SRG-Budget zu halbieren, 
deuten wie in Deutschland darauf hin: Die 
Medienpolitik hat kein ernsthaftes Interesse an 
einer im Gemeinwohl stehenden audiovisuellen 
Grundversorgung, sondern primär daran, die 

Auf bereits Ge-
schehenes  

unvorbereitetpolitischen Kosten der Rundfunkgebühr mög-
lichst gering zu halten. Entsprechend inhaltsleer 
sind Versuche, einen Auftrag zu skizzieren, mit 
dem nationale Medienplattformen mit TikTok 
& Co. konkurrieren oder verlorene Zuschauer-
segmente zurückgewonnen werden könnten. 

Dass zeitnah novellierte inhaltliche Aufträge 
und klare Zielbilder notwendig sind, zeigt der 
zweite Beitrag. Analysen der britischen Regulie-
rungsbehörde Ofcom und beauftragter Berater 
ergaben bemerkenswerte Ergebnisse: Ein fort-
gesetzter ungesteuerter Wechsel des Publikums 
vom Broadcasting zu Streaming könnte die 
Grundversorgung aller Bevölkerungsgruppen 
mit frei empfangbaren Inhalten gefährden. Stel-
lungnahmen privater und der BBC zufolge sei 
DVB-T nach 2035 nicht mehr wirtschaftlich zu 
betreiben, da - bis auf 2,6 Millionen DVB-T-On-
ly-Nutzer - britische TV-Haushalte überwiegend 
Streaming nutzen werden. Daher fordern die 
britischen Medienunternehmen die Regierung 
auf, binnen zwei Jahren ein Zielbild vorzulegen, 
wie kommerzielle und öffentlich-rechtliche In-
halte künftig technisch verbreitet werden sollen 
- mit Rundfunk, Mobilfunk und Festnetz. Nur
so sei eine seriöse Investitionsplanung möglich.
Auch in der Schweiz nimmt diese Diskus-
sion Fahrt auf, seit eine vom Verband Schwei-
zer Privatradios (VSP) in Auftrag gegebene
Studie, an der auch Convergent Media mit-
wirkte, Fragen zur zukünftigen Radioübertra-
gung nach 2035 aufwarf, wenn keine DAB+-
Nutzung mehr erfolgt. Ist eine Investition in
5G-Broadcast sinnvoll? Was geschieht mit
Rundfunkprivilegien in einer reinen Strea-
ming-Welt? Gibt es künftig noch einen öffent-
lichen Auftrag und wenn ja, wie sähe dieser aus?
Die übrigen europäischen Länder müssen sich
dieser Diskussion stellen, wenn sie ihre Interes-
sen an relevanten, intensiv genutzten nationalen
Medienangeboten, effizienter Gebührenverwal-
tung, leistungsfähigen Medienmärkten und zeit-
gemäßer, erschwinglicher Infrastruktur durch-
setzen wollen. Erfolgreich werden jene sein, die
- wie Großbritannien und die Schweiz - unvor-
eingenommen, faktenbasiert und ohne falsche
Rundfunk-Romantik analysieren, wie das na-
tionale audiovisuelle Mediensystem der Zukunft
aussehen soll, welche Rollen im dualen System
verteilt werden, welcher Infrastrukturmix nötig
ist und wie die Geschäftsmodelle aussehen. Die
Vergangenheit kann man nicht „managen“, aber
der Anspruch aller Stakeholder sollte es sein, die
Zukunft mitzugestalten und vorbereitet zu sein.

Dr. Bertold Heil 
Gründer und Eigentümer

Ihr

E D I T O R I A L
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Migration des Publikums zu Streaming
T H E M A

DER STRATEGIEPROZESS ZUR  RETTUNG DER 
TV-GRUNDVERSORGUNG IN GROSSBRITANNIEN

 

  UP NEXT
UND WIE BISLANG VERSÄUMTES AUCH  

ANDERNORTS NACHGEHOLT WERDEN KÖNNTE
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Die britische Regierung hat 
im September 2023 die Re-
gulierungsbehörde Ofcom 
beauftragt, Frühwarnindi-
katoren für Veränderungen 
der audiovisuellen Medien-

märkte in Großbritannien zu identifizieren, die 
sich auf die perspektivische Relevanz alterna-
tiver Verbreitungstechniken von TV-Program-
men auswirken werden. Die Verbreitungstech-
niken für Radioprogramme waren Gegenstand 
der bereits im Jahr 2022 von der britischen Re-
gierung beauftragten Digital Radio and Audio 
Review. Zielsetzung dieser Untersuchung war 
es, allen Marktteilnehmern gemeinsam abge-
stimmte, verbindliche Rahmenbedingungen 
für Investitionen zu geben und Handlungs-
erfordernisse für Medienpolitik und -Regulie-
rung zu konkretisieren. 

Unter direkter Einbeziehung von Pro-
grammveranstaltern und Rundfunk- und Tele-
kommunikations-Infrastrukturbetreibern soll-
te die Regulierungsbehörde untersuchen, wie 
sich diese Veränderungen auf 
	» die Nutzung über digitalterrestrische Rund-

funknetze verbreiteter Inhalte durch das Pu-
blikum, 

	» die daraus resultierende wettbewerbliche 
Relevanz dieser Verbreitungstechnik für 
Radio- und TV-Programmveranstalter und 
damit letztendlich 

	» die langfristige Finanzierbarkeit terrestri-
scher Verbreitungsnetze auswirken werden.

Ausformulierte medien-
politische Strategie

Grundlage dieses Auftrages ist die analy-
tisch fundierte medienpolitische Vision des 
Ministeriums für Digitales, Kultur, Medien & 
Sport aus dem Jahr 2022. Der unter dem Ti-
tel Up Next publizierte Report formuliert die 
medienpolitisch-strategischen Ziele für BBC, 
Channel 4, die kommerziellen Public Service 
Broadcaster ITV, STV, Channel 5, den Radio-, 
Produktions- und Werbesektor. In diesem Zu-
sammenhang werden nicht allein industrie-
politische oder wettbewerbliche Ziele gesetzt. 
Vielmehr gehören beispielsweise auch der Zu-
gang aller Menschen zu audiovisuellen Medi-
enangeboten, Jugendschutz auf digitalen Platt-

formen, die Berücksichtigung der Diversität 
gesellschaftlicher Gruppen und Lebensumstän-
de, Schutz von Meinungsfreiheit, ökologische 
Nachhaltigkeit und der Schutz des kulturellen 
Erbes zu den als medienpolitisch relevant iden-
tifizierten Handlungsfeldern. 

Up Next, die Radio Review und der Ofcom 
Bericht Future of TV Distribution gibt allen 
Unternehmen im audiovisuellen Medienmarkt 
die notwendige Orientierung über die medien-
politischen Ziele und Strategien der Regierung. 
Von noch größerer Bedeutung sind in diesem 
Zusammenhang die öffentlich zugänglichen 
Ergebnisse der im Auftrag der Ofcom durch-
geführten Analysen von Märkten, Techniken 
und Nutzungsverhalten. Diese Untersuchun-
gen setzen sich, im Unterschied zu den meisten 
Regulierer- und Regierungspublikationen in 
anderen europäischen Ländern, ernsthaft mit 
den komplexen, medienpolitisch-unternehme-
risch unbequemen, aber perspektivisch erfolgs-
kritischen Marktentwicklungen („Pain Points“) 
auseinander. Die Ergebnisberichte verzichten 
auf die andernorts vielfach primär interessen-
geleiteten PR-Statistiken, die dem Schutz von 
Geschäftsmodellen, die Förderung von Tech-
nik-Roll Outs dienen sollen oder medienpoliti-
sche Allgemeinplätze beinhalten. Dies legt den 
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„The BBC has a duty 
to provide value for 

money to all licence 
fee payers, and it is 

clear that in the 2030s 
DTT is unlikely to 

represent good value 
for money“

Quelle: BBC 2023, Response to Ofcom’s Call for 
Evidence on the Future of TV Distribution

TV-Inhalte hatten 2023 55 Prozent Anteil an der 
Bewegtbildnutzung in Großbritannien.

Quelle: Convergent Media Consulting 2024 auf Basis BARB 2023.
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Schluss nahe, dass man zumindest in Großbri-
tannien zur Einsicht gelangt ist, dass die Trans-
formation des nationalen audiovisuellen dualen 
Mediensystems nur dann erfolgreich gelingen 
wird, wenn man Fakten unsentimental, ohne 
verklärende Rundfunkromantik analysiert. 
Diese Erkenntnis und eine entsprechend kon-
sequente Handlungsbereitschaft sind – anders 
als in Großbritannien – in vielen europäischen 
Märkten im Jahr 2024 noch nicht erkennbar.

Die Ergebnisse der Ofcom-Untersuchung 
des TV-Marktes zeigen jedoch in aller Deut-
lichkeit, dass Medienunternehmen, Regulierer 
und Regierungen gut beraten wären, ihre na-
tionalen Märkte ebenfalls objektiver zu unter-
suchen, denn es ist plausibel anzunehmen, dass 
sich die Herausforderungen in den meisten 
europäischen Ländern nur wenig von jenen in 
Großbritannien unterscheiden.

Schlussfolgerungen: TV-
Markt-Stakeholder in UK

Es besteht Konsens unter den Marktteil-
nehmern in Großbritannien, dass ein niedrig-
schwelliger, freier Zugang zu Fernsehinhalten 
auch künftig allen Haushalten ermöglicht 
werden soll, unabhängig von der dann vorherr-
schenden Verbreitungstechnik. Der gegenwär-
tig stattfindende ungeordnete Übergang von 
DVB-T und Satellit zu IPTV oder OTT Strea-
ming stellt jedoch insofern eine Herausforde-
rung dar, dass nicht sichergestellt werden kann, 
dass rein marktgetrieben wachsende TV-Dis-
tributionsplattformen alle Publikumssegmente 
dem Public Service Gedanken entsprechend 
diskriminierungsfrei und zu sozialverträglichen 
Konditionen versorgen.

Die Veränderungen des Publikumsverhal-
tens haben seit 2018 zu einem Rückgang der 
Nutzung über Rundfunktechnik (DVB-T, Sa-
tellit) um durchschnittlich 25 Prozent geführt. 
Über Rundfunktechnik verbreitete TV-Pro-
gramme (versus non-lineare Inhalte) machen 
heute noch 62 Prozent der Nutzung aus. Es 
wird erwartet, dass dieser Wert im Jahr 2035 
weniger als 30 Prozent, ab 2040 nur noch rund 
20 Prozent erreicht. Diese Veränderungen voll-
ziehen sich bislang nicht homogen über alle 
Bevölkerungs- und Altersgruppen. Es wird 
deshalb erwartet, dass weit über 2030 hinaus 
noch rund ein Fünftel der Bevölkerung nicht 
auf Streaming umgestiegen sein wird und wei-
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DVB-T-Empfang  ist für 48-58% der Briten „notwen-
dig“ oder „sehr wichtig“ - abhängig vom Anteil der 
Haushalte mit aktiven Breitbandanschlüsse.

Quelle: Convergent Media Consulting 2024 auf Basis Ipsos  2022, EY 2022.

SCOTLAND

NORTH EAST

YORKSHIRE & HUMBER

EAST MIDLANDS

EAST

LONDON
SOUTH EAST

NORTH WEST

WEST MIDLANDS

WALES

SOUTH WEST

93%
68%

54%

96%
71%

52%

97%
70%

56%

97%
74%

57%

97%
76%

58%

97%
77%

48%

96%
76%

53%

94%
69%

56%

95%
68%
65%

97%
72%

54%

97%
72%

54%

Homes Passed = 97% der 
Haushalte (HH) könnten 
Breitbandinternet nutzen.

Homes Connected = 77% 
der HH besitzen ein 
aktiven Breitbandinternet-
anschluss.

DVB-T Relevanz = 48% der 
Befragten sehen die 
Möglichkeit, Fernsehen 
über DVB-T zu empfangen 
als zwingend notwendig 
oder zumindest als sehr 
wichtig an.



ter DVB-T oder Satellit nutzt. Entsprechend 
sind Maßnahmen erforderlich, um auch die 
Versorgung dieser relevanten Restgröße von 
Rundfunkhaushalten mit Public Service Pro-
grammen sicherzustellen, also entweder die Fi-
nanzierung der Rundfunkinfrastruktur und der 
TV-Programmverbreitung sicherzustellen oder 
die Migration dieser Haushalte auf Streaming 
zu fördern.

Es gibt keinen Konsens mehr unter den 
TV-Anbietern, dass die DVB-T-Infrastruktur 
„ohne Ablaufdatum“ weiterbetrieben wer-
den soll. Eine weiter sinkende Nutzung der 
über DVB-T verbreiteten Programme erlaubt 
Programmveranstaltern zunehmend keine 
profitable Versorgung der verbleibenden Ter-
restrik-Population mehr. Eine große Zahl von 
TV-Anbietern und DVB-T-Stakeholdern geht 
deshalb davon aus, dass es zukünftig einen 
Kipppunkt geben wird, ab dem ein Fortbe-
trieb von DVB-T in der jetzigen Form unwirt-
schaftlich wird. Zudem wird erwartet, dass die 
Entscheidung von Sky, nach dem Ende der 
technischen Lebenszeit der heutigen Satelliten-
transponder, vollständig auf OTT Streaming 
umzusteigen, sich nachteilig auf die Zahl der 
Satellitenhaushalte in Großbritannien auswir-
ken wird. In diesem Falle würde ein wirtschaft-
licher Fortbetrieb der Public Service Satelliten-
plattform FreeSat ebenfalls in Frage stehen.

Die Abwanderung substanzieller Publi-
kumssegmente von DVB-T zu Streaming war 
bislang organisch. Würde sich diese Entwick-
lung zukünftig im ähnlichen Ausmaß oder 
noch stärker fortsetzen, erscheint es plausi-
bel anzunehmen, dass Programmveranstalter, 
Plattformbetreiber und Investoren ihre Unter-
stützung von DVB-T ganz aufgeben oder nur 
ein deutlich eingeschränkteres Angebot übrig-
bliebe. Insbesondere diejenigen Publikums-
segmente, die aus persönlichen Gründen auf 
DVB-T angewiesen sind und deren Versor-
gung mit Public Service Inhalten im wohlver-
standenen gesamtgesellschaftlichen Interesse 
liegt, wären damit ganz vom TV-Angebot ab-
geschnitten oder hätten erhebliche Einschrän-
kungen von Programmvielfalt oder von zeitge-
mäßer Bildqualität zu akzeptieren. 

Ofcom kommt zu dem Schluss, dass eine 
ungesteuerte Migration weiter Teile der Be-
völkerung von DVB-T auf Breitbandnetze 
dazu führen würde, dass wettbewerbliche und 
finanzielle Beweggründe der Marktteilneh-
mer überwiegen und so die gesellschaftlich 

wünschenswerte Grundversorgung aller Pub-
likumssegmente mit audiovisuellen Medienin-
halten gefährden würden. Medienpolitik, Re-
gulierung und Marktteilnehmer sollten deshalb 
eine klare strategische Vision entwickeln, eine 
strukturierte Migration planen und umsetzen, 
um eine zukunftssichere Form eines universell 
zugänglichen Public Service TV sicherzustel-
len.

Die britische TV- und Radiobranche hat 
ihre Erwartung zum Ausdruck gebracht, dass 
Politik und Regulierungsbehörden ein sektor-
übergreifendes Migrationsvorhaben organi-
sieren und die zwingend notwendige Zusam-
menarbeit von audiovisuellen Medien- und 
Telekommunikationsindustrie koordinieren, 
um Planungs- und Investitionssicherheit für 
die zukünftigen Verbreitungsinfrastrukturen 
für Radio- und Fernsehprogramme zu schaffen. 
Die Unternehmen fordern die Regierung auf, 
die Eckpunkte ihrer Strategie bis Ende 2026 
festlegen, um hinreichenden zeitlichen Vorlauf 
für die notwendigerweise langfristig anzulegen-
den Investitionen, die Transformation von In-
frastrukturen, Plattformen, Geschäftsmodellen 
sowie die Migration des TV- und Radiopubli-
kums zu erhalten. Dies gilt unabhängig davon, 
ob Verbreitung künftig primär über Breitband-
internet oder eine weiterentwickelte terrest-
rische Rundfunktechnik erfolgen wird. Die 
Forderung nach einer zeitnahen Entscheidung 
wird nicht zuletzt damit begründet, dass für die 
aus heutiger Sicht deutlich weniger komplexe 
und risikobehaftete Umstellung der britischen 
Terrestrik Haushalte auf DVB-T rund zehn 
Jahre benötigt wurden.

Schlussfolgerungen: Inter-
nationale Sicht

Diese punktuellen Einblicke in den me-
dienpolitischen-infrastrukturellen Diskurs in 
Großbritannien sollten nicht darüber hinweg-
täuschen, dass auch dort teilweise konfliktver-
meidende Entscheidungen fallen oder politisch 
„aus dem Bauch heraus“ gehandelt wird. So 
wurde zum Beispiel die UKW und Mittelwel-
len-Verbreitung bis 2030 fortgeschrieben, ob-
wohl der formal festgelegte Abschaltwert bereits 
vor mehreren Jahren erreicht wurde. Ungeach-
tet der auch nach dem hier skizzierten Ofcom-
Report fortbestehenden offenen Fragen, hat 
die Regierung eine mindestens zehnjährige Be-
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An ’unmanaged 
transition’ like this (...) 

would mean that the 
audiences who rely 
on DTT could face a 

decline in the range 
and quality of choice 

(..., thus) threaten the 
universality of public 

service TV.
Quelle: Ofcom 2024. Early report to the Government 
on the Future of TV Distribution.



Interesse und mit einem verfassungsgemäßen 
Funktionsauftrag handelnden Medienunter-
nehmen zusammenarbeiten oder gemeinsame 
medienpolitisch-unternehmerische Transfor-
mationsziele entwickeln können.

Es ist kaum plausibel anzunehmen, dass 
ohne die Bündelung des gemeinsamen Sach-
verstandes für Markt, Technik und Politik die 
komplexen strategischen Fragen zu beantwor-
ten sind, die sich aufgrund des globalen Wett-
bewerbs, intransparenter Informationsquellen, 
KI-generierter Falschmeldungen und nicht zu-

standsgarantie für DVB-T gegeben. Allerdings 
gibt es in anderen europäischen Märkten keine 
vergleichbar strukturierten medienpolitisch-
regulatorischen Prozesse, fundierte analytische 
Entscheidungsgrundlagen oder sektorüber-
greifende, alle Stakeholder auf Augenhöhe ein-
beziehenden Konsultationsverfahren. Ebenso 
gibt es häufig keine gemeinsamen Dialogfor-
mate und Gremien, in denen Politik, Regu-
lierung und Unternehmen verbindlich an der 
strategischen Weiterentwicklung der Rahmen-
bedingungen der im gesamtgesellschaftlichen 

Entwicklung der durchschnittlichen Nutzung von Live-Fernsehen in 
Großbritannien — differenziert nach Altersgruppen 2018-2023 (Minuten)

Quelle: Convergent Media Consulting 2024 auf Basis Ofcom 2024.
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Lesebeispiel Altersgruppe 75+: Im Jahr 2018 wurde Live-TV im Tagesdurchschnitt für 323 Minuten genutzt. Mit 
Ausnahme des Pandemiejahres 2020, ging die Live-TV-Nutzung im Jahresvergleich zwischen -1,4 Prozent (22/23) und 
-9,8 Prozent zurück. 2023 lag die Live-TV-Nutzung in dieser Altersgruppe -39 Minuten unter dem Wert des Jahres 2018. 
Dies entspricht einer jahresdurchschnittlichen Wachstumsrate  (CAGR) von -1,4 Prozent.
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letzt der „The Winner takes it all“ Mechanis-
men der Plattformökonomie stellen. 

Wie kann das ganze Wertschöpfungssystem 
der nationalen audiovisuellen Medien so aufge-
stellt werden, dass es auch im Wettbewerb mit 
globalen Medienplattformen bestehen kann? 
Ein leistungsfähiger eigenständiger Medien-
sektor mit kreativen Produktionsunternehmen, 
Geschäftsmodell-, Angebots- und Meinungs-
vielfalt, seriösen Nachrichtenangeboten, attrak-
tiven Unterhaltungsangeboten, Jugend- und 
Konsumentenschutz auch zukünftig weiter-
bestehen? Eine Grundversorgung mit Public 
Service Medienangeboten – egal ob von öffent-
lich-rechtlichen oder privaten Anbietern – al-
len Bevölkerungsgruppen ökonomisch nied-
rigschwellig zugänglich bleibt? Wie kann ein 
Zusammenspiel des nationalen audiovisuellen 
Mediensektors orchestriert werden, so dass die 
hier produzierten linearen und non-linearen 
audiovisuellen Inhalte alle Bevölkerungsgrup-
pen ansprechen, auch künftig intensiv genutzt 
werden und somit effektiver als heute möglich 
zur demokratischen Willensbildung beitragen?

Den audiovisuellen Massenmedien wurden 
in der Vergangenheit nicht umsonst Rund-
funkprivilegien zugestanden, da sie einen 
gesellschaftlich ausdrücklich gewünschten 
Beitrag zum demokratischen Meinungsbil-
dungsprozess leisten und aufgrund der voll-
ständigen Durchdringung aller Haushalte mit 
Empfangsgeräten im hoheitlichen Auftrag die 
Bevölkerung im Katastrophen- und Krisenfall 
zuverlässig mit Informationen versorgen. Da-
mit diese Funktionen auch zukünftig erfüllt 
werden können, muss sich das duale System 
weiterentwickeln und seinen Platz im täglichen 
Medienzeitbudget der Menschen behaupten. 
Gelingt dies nicht und verlieren die audiovisu-
ellen öffentlich-rechtlichen und privaten Me-
dienangebote ihr Publikum, können sie auch 
nicht mehr auftragsgemäß „funktionieren“. 

Diese Fragen bleiben gemeinhin unbe-
antwortet und entsprechend gibt es in den 
meisten europäischen Ländern auch keinen 
verbindlichen medienpolitisch-ökonomischen 
Bezugsrahmen für den Umgang mit etablierten 
Rundfunkinfrastrukturen, mit einem mögli-
chen hybriden Rundfunk- und Breitbandver-
breitungsinfrastruktur-Szenario, gemeinsamen 
Strategien für den massenhaft-selbstbestimm-
ten Umstieg breiter Publikumskreise auf Strea-
ming oder im Hinblick auf die perspektivische 
Einführung technischer Innovationen zur Ver-

breitung audiovisueller Massenmedien. 
Deutschland und Österreich gehören zu 

den europäischen Ländern, in denen der Anteil 
der Haushalte, die Fernsehprogramme über di-
gitalterrestrische Netzinfrastrukturen empfan-
gen, nur noch um fünf Prozent beträgt. Laut 
dem 24. KEF-Bericht betragen die Kosten der 
DVB-T-Verbreitung der Programme von ARD 
und ZDF jährlich um EUR 70 Millionen. 
ARD und Media Broadcast betreiben diese 
Senderinfrastrukturen gemeinsam. Die Pro-
gramme der Privatfernsehanbieter werden in 
kleineren Verbreitungsgebieten ebenfalls über 
DVB-T ausgestrahlt. Die Struktur in Öster-
reich ist vergleichbar, auch wenn es hierzulande 
mit der ORS nur einen Netzbetreiber gibt. 

In beiden Ländern stellen sich nun die glei-
chen Fragenkomplexe, deren Beantwortung 
in Großbritannien bereits angegangen wurde. 
Einerseits, welche langfristigen Zielvorgaben 
macht die Medienpolitik den öffentlich-recht-
lichen Medienunternehmen und in welche 
Verbreitungsinfrastrukturen müssen diese in-
vestieren, um ihre Ziele zu erreichen? Anderer-
seits, wie lange wird die DVB-T-Verbreitung 
für Privatsender wirtschaftlich noch sinnvoll 
sein beziehungsweise der Gebühreneinsatz zu 
rechtfertigen sein und liegt es im gesamtge-
sellschaftlichen Interesse, die TV-Terrestrik als 
universell zugängliche Public Service Plattform 
mit öffentlich-rechtlichen und privaten Fern-
sehprogrammen zu erhalten? Ist es unterneh-
merisch sinnvoll und politisch gewollt, parallel 
zum flächendeckenden Ausbau hochbitratiger 
Mobilfunk- und Glasfasernetze mit 5G Broad-
cast eine neue Rundfunktechnik zur Marktreife 
zu entwickeln und einzuführen?

Programmveranstalter und Infrastruktur-
unternehmen könnten diese Fragen potenziell 
selbst beantworten und ihre Verbreitungs-
strategien und Investitionsentscheidungen in 
längjährig etablierten internen und branchen-
öffentlichen Gremien, wie EBU, Deutsche 
TV-Plattform, Digitale Plattform Austria etc. 
treffen. Dies würde aber auch bedeuten, dass 
die Politik die vom Publikum ausgehende Mi-
grationsbewegung von Rundfunknetzen zum 
Streaming über Festnetz und Mobilfunk-Breit-
bandinternet nicht aktiv steuern wird und 
die bestehenden Interessenkonflikte zwischen 
Rundfunkinfrastruktur und Telekommunikati-
onsnetzbetreibern nicht moderiert unverändert 
ausgetragen werden. 

Es gehört zu den wichtigsten Erkenntnissen 

Entwicklung der durchschnittlichen Nutzung von Live-Fernsehen in 
Großbritannien — differenziert nach Altersgruppen 2018-2023 (Minuten)

Quelle: Convergent Media Consulting 2024 auf Basis Ofcom 2024.
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Lesebeispiel Altersgruppe 75+: Im Jahr 2018 wurde Live-TV im Tagesdurchschnitt für 323 Minuten genutzt. Mit 
Ausnahme des Pandemiejahres 2020, ging die Live-TV-Nutzung im Jahresvergleich zwischen -1,4 Prozent (22/23) und 
-9,8 Prozent zurück. 2023 lag die Live-TV-Nutzung in dieser Altersgruppe -39 Minuten unter dem Wert des Jahres 2018. 
Dies entspricht einer jahresdurchschnittlichen Wachstumsrate  (CAGR) von -1,4 Prozent.
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We risk excluding 
those who live in 

rural areas, do not 
have an internet 

connection and an 
older generation that 

rely on being able to 
watch television in its 

traditional format.
Rt hon Stephanie Peacock, MP Shadow Minister for 
Digital, Culture, Media & Sport (zitiert aus EY 2022).



Beim Umstieg der von Broadcast auf Streaming, besteht die Gefahr, knapp 
1/3  schutzbedürftiger „DVB-T only“-HH zu verlieren

Quelle: Convergent Media Consulting 2024 auf Basis Ofcom 2024, 2023 und IPSOS 2022. 
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che Infrastrukturen langfristig benötigt werden 
und welche nicht. Auf diese Weise wären nicht 
allein verbindlichere Rahmenbedingungen für 
Infrastrukturinvestitionen erreichbar sondern 
wahrscheinlich auch ein effizienterer Einsatz 
von Gebührengeldern. Das gemeinsame Vor-
gehen von Ofcom und britischer Regierung 
bietet viele sinnvolle und an die nationalen 
Rahmenbedingungen adaptierbare Ansätze, 
wie alle Stakeholder in einen gemeinsamen, 
aktiv moderierten Prozess die Transformation 
der nationalen audiovisuellen Medien effektiv 
mitgestalten könnten. 

Voraussetzung für den gemeinsamen Er-
folg sind medienpolitische Problemerkenntnis 
und ein entsprechender Gestaltungswille. Die 
Aussagen der britischen Medienunternehmen, 
die Politik müsste in den nächsten zwei Jahren 
verbindliche Rahmenbedingungen schaffen, 
unterstreichen die Wichtigkeit einer zeitna-
hen Verschiebung der Prioritäten. Weniger 
„Bashing“ und Restrukturierungspopulismus 
zulasten von öffentlich-rechtlichen Medienun-
ternehmen. Mehr Wertschätzung des demokra-
tiepolitischen Beitrags des dualen Systems und 
Unterstützung beim Aufbau gemeinsamer nati-
onaler Public Service Plattformen. Mehr Fokus 
auf aktive Transformation, um in Zeiten von 
Fake News und wettbewerblich aggressiven So-
cial Media Plattformen eine resiliente nationale 
Medienmärkte mit universell zugänglichen und 
intensiv genutzten, glaubwürdigen audiovisuel-
len Medienangeboten sicherzustellen. Die Ge-
schäftsmodelle der Privatsender hängen ebenso 
von der technischen Reichweite und Nutzung 
ab, wie die Angebote der öffentlich-rechtlichen 
Medienunternehmen wieder für die ganze Be-
völkerung relevant werden muss, um genutzt 
und wertgeschätzt zu werden. Das „Produkt“ 
duales System braucht deshalb zeitnah verbind-
liche neue Zielvorgaben, Rahmenbedingungen 
und einen strategischen Relaunch, um auch zu-
künftig im Wettbewerb zu bestehen und seinen 
gesellschaftlich erwünschten Funktionsauftrag 
erfüllen zu können. Was bislang in Gutachten 
und in Gesetzestexten steht, erfüllt diese Anfor-
derungen bei weitem nicht. Jetzt ist es höchste 
Zeit für einen medienpolitischen Neuanfang.

des Ofcom-Berichtes, dass der Erhalt der inf-
rastrukturellen Grundversorgung mit TV- und 
Radioinhalten nur über einen aktiv gesteuerten 
Prozess gelingen kann, vergleichbar den Ver-
fahren, wie sie für den Analog-/Digitalumstieg 
bei der Radio und Fernsehverbreitung umge-
setzt wurden. Allerdings mit dem Unterschied, 
dass nun die Strategien der Telekommunika-
tionsindustrie in das Transformationsvorhaben 
einzubeziehen wären, da Versorgungsgrad mit 
und Leistbarkeit von Breitbandinternet für alle 
Menschen mitberücksichtigt werden müssen. 

Ohne einen zukunftsorientiert novellier-
ten gesellschaftlichen Auftrag, der neben me-
dienpolitischen Zielen auch die zukünftigen 
Aufgaben der Rundfunktechnik als Teil der 
kritischen Kommunikationsinfrastrukturen 
festlegt, wird es zudem keine Investitionssicher-
heit für bestehende Infrastrukturen und techni-
sche Innovationen geben. Hier ist zwar durch 
die Laufzeiten der Multiplex-Zuweisungen und 
die zumeist aliquot abgeschlossenen Verbrei-
tungsverträge mit den Programmveranstaltern 
Planungs- und Investitionssicherheit gegeben. 
Parallel investieren die Sendernetzbetriebe eu-
ropäischer öffentlich-rechtlicher Medienunter-
nehmen und kommerzielle Infrastrukturunter-
nehmen auf eigenes Risiko in die Entwicklung 
der innovativen 5G Broadcast Technik, obwohl 
die aktuelle Medien- und Infrastrukturpolitik 
bislang keine Überlegungen angestellt hat, wie 
die Grundversorgung mit beitragsfinanzierten 
und kommerziellen Public Service Medienin-
halten perspektivisch orchestriert werden soll. 
Ebenso ist nicht entschieden, ob Rundfunk-
technik eine Funktion im zukünftigen Verbrei-
tungstechnik-Mix erfüllen kann und solle. 

Dass die Ära des „wenn wir eine Infrastruk-
tur aufbauen, wird sie auch genutzt werden“ 
vorbei ist, ist nicht erst seit den gescheiterten 
Einführungen der ersten DAB-Generation 
(ohne „+“) in Deutschland oder von DVB-H 
in Österreich bekannt. Markterfolg können 
weder Medienpolitik gemeinsam agierende1 
Marktteilnehmer erzwingen. Was diese Stake-
holder aber können, ist eine verbindliche Pu-
blic Service Medien-Strategie zu entwickeln, 
Ziele vorzugeben und so zu festzulegen, wel-
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T R A N S F O R M A T I O N  Ö F F E N T L I C H - R E C H T L I C H E R  M E D I E N

AUFHOLEN ODER  
BEDEUTUNGSLO-
SIGKEIT?
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Ö
ffentlich-rechtliche Medien-
unternehmen in Europa ste-
hen inmitten des wichtigsten 
Transformationsprozesses ihrer 
Geschichte. Die Entwicklung 
von Publikumsakzeptanz und 

Nutzung dieser Medienangebote wird in den 
nächsten zehn bis fünfzehn Jahren darüber ent-
scheiden, welche Unternehmen mit welchen Ge-
schäftsmodellen den gesetzlichen Public Service 
Auftrag erfüllen. 

Drei widerstreitende Trans-
formationsziele

Das strategische Dilemma der öffentlich-
rechtlichen Medien in Europa besteht darin, drei 
Ziele in Einklang zu bringen: (1) Transformation 
zur Plattform, (2) Absicherung beziehungswei-
se Rückgewinnung von Relevanz für das breite 
Publikum sowie (3)subsidiäre Konzentration auf 
Public Value Inhalte. 

Gelingt es nicht, diese Ziele zu erreichen, 
werden die Erfolgsaussichten geringer, eine vi-
tale Säule des dualen Systems privater und öf-
fentlicher Medienangebote so zu stärken, dass 
sie im Wettbewerb mit globalen Plattformen 
konkurrenzfähig bleiben, sowie leistungsfähige, 
diverse europäische Medienmärkte zu erhalten. 
Dieser dringenden Weiterentwicklung der über 
viele Jahrzehnte gewachsenen Organisations- 
und technischen Infrastrukturen stehen jedoch 
vielfältige systeminhärente Transformationshin-
dernisse entgegen. Letztere erschweren beispiels-
weise die zeitnahe Umsetzung neuer linearer 
und non-linearer Inhalteangebote, Services und 
Plattformen, eine rasche Anpassung an dyna-
mische Veränderungen im Mediennutzungsver-
halten, an kürzere technische Innovationszyklen 
im Plattformwettbewerb oder die Rundfunk-
technik zunehmend verdrängende Marktdurch-
dringung universeller Streaming-Endgeräte und 
hochbitratiger IP-Verbreitungsnetze. Diese He-
rausforderungen und die sich daraus ableitende 
strategische Notwendigkeit, einschneidende Ver-
änderungen vorzunehmen, haben die meisten 
europäischen Medienunternehmen bereits vor 
langem erkannt und begonnen, interne Trans-
formationsprogramme zu konzipieren und um-
zusetzen.

Allerdings werden diese Anstrengungen 
einerseits dadurch behindert, dass die Finanzie-
rung von Public Service Medien in den letzten 
Jahren Gegenstand politökonomischer Bargai-
ning-Prozesse geworden ist, wie die Debatten 

um die Royal Charter der BBC, die ORF-Geset-
zesnovelle 2023 oder die Beitragserhöhungen für 
ARD, ZDF und Deutschlandradio zeigen. An-
dererseits, und dieser Aspekt ist nach unserer Er-
fahrung wesentlich gravierender, entziehen sich 
Regierungen und Parlamente in Europa zuneh-
mend der Verantwortung, den öffentlich-recht-
lichen Auftrag auf Basis eines ernst gemeinten 
gesellschaftlichen Diskurses inhaltlich weiterzu-
entwickeln, zu präzisieren und ein verbindliches 
strategisches Zielbild vorzugeben, an dem sich 
die Transformationsvorhaben der nationalen 
Public Service Medienunternehmen orientieren 
können. Entsprechend erfüllt die Medienpolitik 
in vielen europäischen Ländern ihre originäre re-
gulatorische und gestalterische Aufgabe vielfach 
nur noch ungenügend, nämlich, unter Beach-
tung der verfassungsmäßig legitimierten Freiheit 
und Unabhängigkeit der öffentlich-rechtlichen 
Medien, strategischer Sparringpartner auf Au-
genhöhe zu sein.

Wenn die Politik kein stra-
tegisches Zielbild hat

Die jüngsten Entwicklungen in Deutschland 
bestätigen diese Sicht. 2023 hatten die für ARD, 
ZDF und Deutschlandradio zuständigen Regu-
lierer, also die Ministerpräsidenten der deutschen 
Bundesländer, einen Zukunftsrat eingesetzt. 
Letzterer wurde beauftragt „eine langfristige 
Perspektive für die Öffentlich-Rechtlichen ‚über 
das laufende Jahrzehnt hinaus‘ zu entwickeln 
und einen Bericht mit Empfehlungen für die 
Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, 
seiner künftigen Nutzung und dessen Akzeptanz 
(zu) erarbeiten“. 

Dieser Auftrag und die vier dem Zukunftsrat 
zur Beantwortung vorgegebenen Fragestellun-
gen zeugen von einem realistischen Problemer-
kenntnis der Medienpolitik. Nämlich, gelingt es 
nicht, Auftrag, Positionierung sowie audiovisu-
elle Inhalteangebote der öffentlich-rechtlichen 
Medienunternehmen so weiterzuentwickeln, 
dass deren Angebote wieder für möglichst viele 
Menschen in Deutschland relevant und von die-
sen intensiv genutzt werden, dann werden ARD, 
ZDF und Deutschlandradio auf den Medien-
märkten der Zukunft nicht wettbewerbsfähig 
sein und ihre heute (noch) gesellschaftlich legi-
timierte und mehrheitlich gewünschte Funktion 
nicht erfüllen können.

Warum diese Aufgabenstellung einem Be-
ratergremium übertragen wurde, das von einer 
ehemaligen Vorstandsvorsitzenden eines großen 

Die Finanzierung  
von Public Service 

Medien ist von 
der europäischen 

Politik als risikofrei 
verwendbare 

Verhandlungsmasse 
identifiziert worden.
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Verlagsunternehmens geführt wird, dessen ein-
ziges Mitglied mit Management Verantwortung 
für ein öffentlich-rechtliches audiovisuelles Me-
dienunternehmen im Jahr 2017 aus dieser Posi-
tion ausgeschieden ist und dessen weitere Mit-
glieder sich überwiegend aus dem universitären 
Umfeld rekrutieren, ist nicht plausibel nachvoll-
ziehbar. Niemand käme auf die Idee, die zukünf-
tige Strategie einer anderen Schlüsselbranche in 
Deutschland durch weitgehend Branchenfrem-
de, der Branche seit vielen Jahren nicht mehr 
verbundene Manager und Akademiker entwi-
ckeln zu lassen.

Hätte man für die Zukunftskommission 
Fachleute gewonnen, die in den letzten Jahren 
regelmäßig in europäischen öffentlich-rechtli-
chen Medienunternehmen tätig waren, entwe-
der als Führungskräfte oder Berater, so hätten 
diese gewusst, dass es seit vielen Jahren Markt-
analysen, intensive Strategiediskussionen und 
fundierte Konzepte gibt und dies in ihrem Be-
richt reflektiert und bewertet. Es handelt sich 
nämlich keinesfalls um unzugängliche Quellen, 
sondern um Protokolle der Intendant:innen-Sit-
zungen von ARD und ZDF oder Präsentationen 
aus fachöffentlichen Veranstaltungen der EBU.

Da diese Informationen der Zukunftskom-
mission offenbar nicht bekannt waren, über-
rascht es nicht, dass ihr Bericht das gestellte 
Thema weitgehend verfehlt. Die Antworten auf 
die Fragen a) und b) des Auftrags fallen besten-
falls generisch aus. Sie zeigen weder Ansätze auf, 
an welchem medienpolitischen Zielbild ARD, 
ZDF und Deutschlandradio ihre Transforma-
tionsvorhaben ausrichten sollten, noch wird der 
Versuch unternommen, Ansätze der Abbildung 
regionaler Vielfalt auf zunehmend intransparen-
ten Medienmärkten der Zukunft zumindest zu 
skizzieren.

Der Mangel an vorangehender Analyse der 
bisherigen Entwicklungen und fachlich fundier-
ter Hypothesen zur Entwicklung von Medien-
märkten und Mediennutzung in der Zukunft, 
führt auch bei der Beantwortung von Frage c) 
dazu, dass sich der Zukunftsrat allein auf das 
generische Thema „Governance“ zurückzieht. 
Die eigentliche von der Rundfunkkommission 
gestellte Frage nach den „Möglichkeiten der di-
gitalen Transformation und einer gemeinsamen 
öffentlich-rechtlichen Plattform“ ließe sich näm-
lich nur beantworten, wenn man sich darüber 
im Klaren ist, wie sich die Märkte wahrschein-
lich entwickeln werden, wie die Menschen au-
diovisuelle Medien künftig potenziell nutzen 
und wie eine erfolgversprechende öffentlich-

rechtliche Medienplattform in Deutschland aus-
sehen müsste. Erst dann könnte man konkrete 
Vorschläge machen, wie der größte deutsche 
Rundfunkinfrastrukturbetreiber, die ARD, ihre 
künftigen Infrastrukturinvestitionen allokieren 
sollte, wie das noch nicht abgeschlossene UKW-/
DAB+-Migrationsvorhaben weiterbetrieben 
werden soll, welche Budgetrelevanz DVB-T2 
oder die noch in Entwicklung befindliche terres-
trische 5G Broadcast Verbreitungsinfrastruktur 
künftig haben könnte. Letztendlich lässt sich 
ohne diese Basis nicht seriös abschätzen, ob und 
wenn ja, sich in welchem Ausmaß, Investitions-
einsparungen oder Synergien bei Personalpla-
nung und Strukturen im Senderbetrieb realisier-
bar sind.

Strukturreform statt inhalt-
liche Neuausrichtung

Anstatt sich mit diesem (auf der Ebene der 
ARD-Landesanstalten längst begonnenen) 
Klein-Klein zu befassen, holt der Zukunftsrat 
zum ganz großen Wurf aus und empfiehlt, die 
Arbeitsgemeinschaft in eine Konzernstruktur 
umzubauen und deren technisch-administrati-
ven Prozesse sowie jene von ZDF und Deutsch-
landradio in einem Shared Service Center zu 
organisieren. Die Beitragswirksamkeit dieser an 
sich selbstverständlich klingenden Handlungs-
empfehlung im vorgegebenen Zeitraum 2025-
2028 lässt sich besser einordnen, wenn man 
berücksichtigt, dass mit diesem Vorschlag die 
teilweise Entflechtung und der daran anschlie-
ßende Zusammenschluss von elf voneinander 
unabhängigen öffentlich-rechtlichen Unterneh-
men mit 42.000 Vollzeitäquivalenten Personal 
und einem Finanzbedarf von jährlich rund EUR 
11 Milliarden verbunden ist. Auch hier wer-
den Strukturveränderungen empfohlen, ohne 
dass klar ist, wie die föderale öffentlich-recht-
liche Medienplattform der Zukunft aufgestellt 
sein wird, welche Inhalteangebote mit welchen 
Prozessen zentral oder dezentral produziert und 
über welche Verbreitungswege distribuiert wer-
den sollen.

Trotz dieser eklatanten Schwächen wurde der 
Bericht des Zukunftsrates von den Ministerprä-
sidenten nicht zur Überarbeitung an Ersteren 
zurückverwiesen. Vielmehr hat die Rundfunk-
kommission der Länder bereitwillig die, in die 
aufgeheizte öffentliche Diskussion über Beitrags-
erhöhungen, Glaubwürdigkeit und Akzeptanz 
passenden, „radikalen Reformansätze“ aufgegrif-
fen und nicht nach deren faktenbasierten Herlei-

Der Auftraggeber 
des deutschen 
„Zukunftsrat“ 
stellt die richtigen 
Fragen, akzeptiert 
aber strategisch 
ungenügende 
Antworten.



Transformationsherausforderungen und -Hindernisse öffentlich-
rechtlicher Medienunternehmen

Quelle: Convergent Media Consulting 2024.
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1. Die Mediennutzung verändert sich zum Nachteil 
linearer Radio- und TV-Massenmedien, hin zu 
non-linearen Inhalten und alternativen Cont-
ent-Plattformen mit breiterem und tieferem Inhal-
teangebot.

2. Marktmächtige Tech-Unternehmen sowie audiovisu-
elle Streaming-Plattformen üben erheblichen 
Innovationsdruck auf etablierte Medien aus, die als 
„Folger“ bei Technik und Inhalten nachziehen 
müssen, wenn sie nicht wettbewerblich weiter 
zurückfallen wollen.

3. Die Transformationsprozesse langfristig geplanter 
technischer Infrastrukturen (DVB-T, UKW, DAB+), 
bestehender interner Organisationsstrukturen sowie 
der Aufbau zentraler Innovationskerne benötigen 
umständehalber länger als beim globalen Wettbe-
werb.

4. Der kameralistische KEF-Prozess ist unternehme-
risch kontraproduktiv - Einsparungen der Öffent-
lich-Rechtlichen können nicht für Innovationspro-
jekte eingesetzt werden, sondern werden in der 
nächsten Periode „eingezogen“.
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Die Vorschläge 
des Zukunftsrates 
laufen auf einen 
weitgehenden 
Zusammenschluss 
von elf Unternehmen 
mit 42.000 Vollzeit-
Äquivalenten 
Personal sowie 
einem jährlichen 
Finanzbedarf von 
EUR 11 Milliarden zu 
einem Großkonzern 
hinaus.

tung oder einem perspektivisch-strategischem 
Zeithorizont gefragt. Dass die Rundfunkkom-
mission der Länder wenig mit den Ratschlägen 
des Zukunftsrats anfangen konnten, zeigt sich 
nicht zuletzt darin, dass sie die KEF anschlie-
ßend mit einem Sondergutachten beauftragt 
hat, um die „Beitragsrelevanz“ der aufgezeigten 
Reformansätze zu prüfen.

Kurzfristiges Kalkül statt 
langfristiger Perspektive

Die Aufgabenstellung an die KEF wider-
spiegelt die schon im Zukunftsrat-Bericht zum 
Ausdruck kommende Kurzfristigkeit der Ziele 
und der Maßnahmen sowie das fehlende Inter-
esse an der notwendigen grundlegenden strate-
gischen Veränderung. So sollen die Ergebnisse 
des Sondergutachtens bereits im Herbst 2024 
in den Entwurf eines Reformstaatsvertrages 
einfließen und insbesondere auf beitragsrele-
vante Einsparungen im Zeitraum 2025-2028 
eingehen. Im Kern sollen jedoch die Synergie-
effekte und Kosten der kompletten „Post Mer-
ger Integration“ in wenigen Monaten komplett 
durchgerechnet werden. ARD und ZDF wer-
den aufgefordert, die notwendigen Informatio-
nen zur Verfügung zu stellen. 

Es passiert somit das, was reflexartig immer 
passiert, wenn die Länder aus taktisch-medien-
politischem Kalkül versuchen, kurzfristig bei-
tragswirksame Einsparungen auf einem Niveau 
einzufordern, dass die nächsten Beitragserhö-
hungen ganz verhindert werden können oder 
zumindest niedriger ausfallen. Die vorhan-
denen Ressourcen der betroffenen Anstalten 
werden eingesetzt, um die Informationsanfor-
derungen der KEF zu beantworten und die 
unzähligen, teils hochkomplexen Einzelmaß-
nahmen so weit aufzubereiten, dass das KEF-
Sondergutachten erstellt werden kann. Dass 
diese aktionistischen Anstrengungen nicht 
zielführend sind, wenn man eine nachhaltige 
Transformation im Sinne des originären, vom 
Zukunftsrat weitgehend ignorierten Auftrags 
der Rundfunkkommission anstrebt, ist leicht 
nachvollziehbar, wenn man berücksichtigt, dass
	» das zentrale eigeninitiierte Transformations-

projekt „Digitale Erneuerung“ der ARD im 
Jahr 2024 noch nicht hinreichend ausdefi-
niert ist, so dass konkrete Aussagen zu ge-
meinsamen Prozessen, Shared Service Cen-
ters und Einsparpotenzialen bei zukünftig 

nicht mehr gebrauchten technischen Syste-
men und Prozessen möglich wären,

	» ohne einen novellierten und verbindlich 
definierten Auftrag, welche gesellschaft-
lich gewünschte Leistung ARD, ZDF und 
Deutschlandradio in der Zukunft zu er-
bringen haben, jeglichem Nachdenken über 
Strukturen, Prozessanpassungen, Lastenhef-
te für IT-Systeme die Grundlage fehlt und 
somit keine seriösen Business Cases möglich 
sind, 

	» Aufmerksamkeit und Ressourceneinsatz der 
ARD-Anstalten, des ZDF und des Deutsch-
landradios vollständig auf die Entwicklung 
ihrer Zukunftsstrategien, auf die Fortset-
zung und Weiterentwicklung laufender 
Kosteneinsparungsprogramme  und die tag-
tägliche Produktion öffentlich-rechtlicher 
Medieninhalte gerichtet sein müsste und 
nicht darauf, zusätzlich zum aufwendigen 
KEF-Prozess ein hochgradig ressourcenbin-
dendes Sondergutachten zu unterstützen.
Die KEF hat bereits deutlich gemacht, 

dass das gesetzlich gebotene Verfahren zur 
Feststellung des Finanzbedarf des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks in Deutschland ord-
nungsgemäß abgeschlossen und deshalb keine 
Veränderung der errechneten Beitragshöhe 
mehr möglich ist. Vor diesem Hintergrund ist 
das beauftragte KEF-Sondergutachten sinn-
los. Selbst dann, wenn einzelne Vorschläge des 
Zukunftsrates zeitnah umsetzbar wären und 
in einen novellierten Medienstaatsvertrag ein-
fließen würden, würden etwaige Kosteneffekte 
in den kommenden drei Jahren nicht beitrags-
wirksam, sondern frühestens ab 2029, potenzi-
ell deutlich später. Zudem ist es weder Teil des 
Sonderauftrages noch des gesetzlichen Auftrags 
der KEF, der Medienpolitik analytische fun-
dierte Erkenntnisse über die Entwicklungen 
der wettbewerblichen Rahmenbedingungen 
audiovisueller Medienmärkte zu verschaffen 
oder bei der Formulierung eines medienpoli-
tischen Zielbildes zu unterstützen, wie öffent-
lich-rechtliche Medienplattformen im dualen 
System der Zukunft strukturiert sein sollten 
und was sie leisten sollen. 

Die Bundesländer gehen in dieser Hinsicht 
wieder einmal unvorbereitet und mit kurzfris-
tigem wahltaktischem Kalkül in ein Gesetzge-
bungsverfahren, dessen Ergebnis nicht ein Bild 
einer attraktiven zukunftsfähigen öffentlich-
rechtlichen Medienplattform sein wird, son-
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dern politischer Kompromiss, mit ein bis zwei 
Spartensendern weniger, Einschränkungen 
beim Sportrechteerwerb, ein paar Tage länge-
re Verwertungsfenster im fiktionalen non-li-
nearen Angebot, eine Revision der Rundfunk- 
und Verwaltungsräte und Gehaltsobergrenzen 
und so weiter. Das auf diese Weise die inten-
sive Nutzung öffentlich-rechtlicher audiovisu-
eller Medien, ihre Relevanz für alle Teilen der 
Bevölkerung und damit deren Akzeptanz ver-
bessert werden könnte, erscheint kaum plausi-
bel möglich zu sein.

Prioritäten jetzt richtig 
setzen

Jeder Anteilseigner eines privatwirtschaft-
lichen Unternehmens stellt dessen messbaren 
Erfolg auf dem Markt in den Vordergrund. 
Denn, Umsatzniveau und Profitabilität sichern 
die wirtschaftliche Zukunft des Unterneh-
mens, seine Innovationsfähigkeit und letzt-
endlich die Werthaltigkeit ihres Investments. 
Ähnlich wie Medienpolitiker in Frankreich, 
Großbritannien, Österreich oder der Schweiz, 
verzichten auch die deutschen Bundesländer 
auf ihre Chance, als „Aufsichtsräte“ den von 
ihnen kontrollierten Unternehmen jene längst 
überfälligen Freiräume zu verschaffen, um 
ihr audiovisuelles Kerngeschäft so weiterzu-
entwickeln und ihre Strukturen anzupassen, 
dass sie sich im Wettbewerb um die Gunst 
des Publikums innerhalb des dualen Systems 
und gemeinsam mit globalen Medienplatt-
formen behaupten und so ihren im gesamt-
gesellschaftlichen Interesse liegenden Auftrag 
erfüllen können. 

Ebenso unbestreitbar wie der Reformbedarf 
von Strukturen und Prozessen, ist ein unvorein-
genommener Blick auf das Transformationsziel: 
Eine öffentlich-rechtliche Medienplattform, 
die für Alle relevant ist und von Allen genutzt 
wird, kann kein Minderheitenprogramm an-
bieten, denn dann wird sie nur Minderheiten 
erreichen. Das duale System ist ebenso wenig 
Reservat, wie nationale Medienmärkte keine 
durch Frequenzknappheit und Must Carry 
Regulierung geschaffene Walled Garden mehr 
sind. Die deutsche Medienpolitik hat schon 
bei „Germany’s Gold“ die Chance vertan, ein 
(damals noch) medienpolitisches Risiko einzu-
gehen, das die Wettbewerbssituation von ARD, 
ZDF und Privatsendern aus heutiger Sicht er-
heblich verbessert hätte. Jetzt besteht noch die 
Chance, die öffentlich-rechtlichen Medien da-
bei zu unterstützen aufzuholen und verlorene 
Publikumssegmente zurückzugewinnen. 

In der Ära unbegrenzter und allgegenwär-
tig verfügbarer Verbreitungskapazitäten und 
universeller Empfangsgeräte sind Programme, 
Inhalte und ihre Auffindbarkeit die zentralen 
Erfolgsfaktoren aller Medienunternehmen, un-
abhängig von ihrem Geschäftsmodell. Einen 
Sonderpreis für das effizienteste und trans-
parenteste öffentlich-rechtliche Angebot wird 
es nicht geben. Akzeptanz und Relevanz von 
ARD, ZDF und Deutschlandradio resultieren 
allein aus Reichweite und Nutzung ihrer li-
nearen und non-linearen Inhalteangebote. Die 
Transformationsaufgabe ist komplex und auf-
wendig, deshalb müssen jetzt die Prioritäten 
richtig gesetzt werden, sowohl in der Medien-
politik als auch in den Medienunternehmen 
selbst. Die Zeit läuft.

Public Service 
Medien können als 

öffentlich finanzierte 
Anomalie nicht im 

Plattformwettbewerb 
überleben — nur ein 
wettbewerbsfähiges 

Angebot wird auch 
aktiv nachgefragt und 

genutzt werden.
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